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Finanzielle Belastungen der bisherigen Verfügungsberechtigten infolge von 
Rückübertragungen von Wohngebäuden an Alteigentümer in den neuen Ländern 


Nach dem § 7 Abs. 7 Vermögensgesetz (VermG) ist im Rückübertragungsfall 
von Wohnungen die Miete seit 1. Juli 1994 an den Alteigentümer aus- 
zukehren. Der bisherige Verfügungsberechtigte kann die Mieteinnahmen mit 
den seit 1. Juli 1994 entstandenen Instandhaltungs-, Betriebs- und Verwal- 
tungskosten in Höhe der in der II. Berechnungsverordnung (II. BV) be- 
zeichneten Höchstbeträge aufrechnen. 


1. Wie viele Wohngebäude (differenziert nach Ländern) sind nach Kennt- 
nis der Bundesregierung in den Jahren von 1991 bis 1998 (bitte in Jah- 
resscheiben angeben) an Alteigentümer rückübertragen worden? 


Der Bundesregierung liegen keine Angaben darüber vor, wie viele Wohn- 
gebäude an Alteigentümer zurückübertragen worden sind. Die auf den 
Zahlen der Länder beruhende Statistik des Bundesamtes zur Regelung 
offener Vermögensfragen enthält lediglich allgemeine Angaben zum An- 
trags- und Bearbeitungsstand im Immobilienbereich. Danach sind insge- 
samt rd. 2,13 Millionen Ansprüche auf Immobilien angemeldet worden. 
Davon waren bis Ende 1998 rund 1,9 Millionen Fälle entschieden. In rund 
397 000 Fällen entschieden die Behörden in den fünf neuen Ländern auf 
Rückübertragung der Immobilie. Für Berlin hegen entsprechende Anga- 
ben nicht vor. Die Zahlen der Vorjahre sind infolge unvollständiger Län- 
dermeldungen nicht vergleichbar. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums der Justiz vom 5. Juli 1999 über- 
mittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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2. Wie viele Wohnungen sind nach Kenntnis der Bundesregierung im 
Schnitt pro rückübertragenem Wohngebäude anzusetzen? 


Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor. 


3. Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregierung die Summe der Be- 
träge, die nach § 7 Abs. 7 VermG durch die Verfügungsberechtigten an 
die Alteigentümer auszukehren waren (bitte wiederum in Jahres- 
scheiben und nach Bundesländern getrennt auflisten)? 


Der Anspruch des Berechtigten gegen den Verfügungsberechtigten auf 
Herausgabe der ab dem 1. Juli 1994 aus einem Miet-, Pacht- oder sonsti- 
gen Nutzungsverhältnis zustehenden Entgelte ist nicht im vermögens- 
rechtlichen Verfahren, sondern im Streitfälle vor den ordentlichen Gerich- 
ten geltend zu machen (§ 7 Abs. 8 VermG). Aus der zivilrechtlichen Natur 
des Anspruchs folgt, daß die Bundesregierung keine Erkenntnisse darüber 
besitzt, wie hoch die Summe der Entgelte ist, die von Berechtigten nach 
erfolgter Restitution gegenüber Verfügungsberechtigten geltend gemacht 
worden sind. 


4. Wie viele Wohngebäude sind nach Kenntnis der Bundesregierung zum 
aktuellen Zeitpunkt noch mit Rückübertragungsansprüchen belastet, 
bzw. in wie vielen Fällen sind die Entscheidungen der Ämter zur Re- 
gelung offener Vermögensfragen noch offen? 


Der Bundesregierung liegen hierzu aus den in der Antwort zu Frage 1 
genannten Gründen keine Erkenntnisse vor. Im gesamten Immobilienbe- 
reich waren nach der Statistik des Bundesamtes zur Regelung offener Ver- 
mögensfragen am 31. März 1999 noch rund 196 000 Fälle nicht erledigt. 


5. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Summe der Beträge, die nach 
§ 7 Abs. 7 VermG durch die Verfügungsberechtigten noch ausgekehrt 
werden müssen, wenn die in Frage 3 aufgeführten Fälle endgültig ent- 
schieden sein werden? 


Auf die Antwort zu Frage 3 wird verwiesen. 



